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Herrn Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Dr. Peter Ramsauer 
Invalidenstraße 44 
 
10115 Berlin  
 
 
 
 
 
Einführung einer Kernruhezeit im Passagierflugbetrieb in der Zeit von 00:00 bis 05:00 

Uhr am Verkehrsflughafen Köln/Bonn 

Entwurf der Neuregelung der Nachtflugbeschränkungen und Begründung 

 

Anlage: 1  
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesminister Dr. Ramsauer, 
 
den beigefügten Entwurf einer Neuregelung der Nachtflugbeschränkungen für den 
Verkehrsflughafen Köln/Bonn übersende ich mit der Bitte um Kenntnisnahme und 
Zustimmung.  
 
Zur Begründung der Neuregelung der Nachtflugbeschränkungen ist auszuführen: 
 
I. 
 
Die Maßnahme erfolgt zur Verminderung der Lärmauswirkungen auf die Umgebung des 
Verkehrsflughafens Köln/Bonn und ist als solche seit vielen Jahren diskutiert worden und 
vielfach durch Beschlüsse gewünscht und bei der Novellierung der Nachtflugbeschränkungen 
für den Verkehrsflughafen Köln/Bonn bereits berücksichtigt.  
 
1. Bereits in der Koalitionsvereinbarung der damaligen Landesregierung 1995 wurde 

festgehalten, dass der Flughafen Köln/Bonn durch einen Anstieg der Passagierflüge nachts 
keine Ausweitung des Nachtflugbetriebes erfahren soll und Verhandlungen mit dem Ziel 
des Einvernehmens über eine Kernruhezeit geführt werden sollen.  

 
2. Der Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen bestätigte am 19.06.1996 einen bereits vom 

Verkehrsausschuss verabschiedeten sog. 22 Punkte-Katalog zur Minderung der vom 
Flughafen Köln/Bonn ausgehenden Lärmbelastungen. Unter den Maßnahmen findet sich 
auch die Einführung einer Kernruhezeit für Passagierflüge zwischen 00:00 und 05:00 Uhr.  

 

Bemerkung: Dieser Antrags-Entwurf unseres Berliner Juristen Karsten Sommer, einem Fachanwalt für 

Verwaltungsrecht und Lehrstuhlinhaber für Bau- und Planungsrecht a.d. Brandenburgische 

Technischer Universität, wurde dem NRW-Verkehrsminister  M. Groschek persönlich beim Besuch des 

Vorstands der Lärmschutzgemeinschaft Flughafen Köln/Bonn e.V. übergeben 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Hennef, 28.04.2015, gez.: H. Schumacher, M.i.V. der Lärmschutzgemeinschaft FK/B e.V. 
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3. Die Fluglärmkommission für den Flughafen Köln/Bonn hat im Laufe der Jahre mehrfach 
den Verkehrsminister aufgefordert, eine Kernruhezeit für den Passagierflugverkehr von 
00:00 bis 05:00 Uhr einzuführen.  

 
4. Der Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen hat in einem Entschließungsantrag am 

24.08.2007 geschlossen:  
 

„Der Landtag erwartet von der Landesregierung, dass neben den wirtschaftlichen 
Interessen des Flughafens auch die berechtigten Interessen der Anwohner an einer 
Verminderung der Lärmbelastung durch Einführung einer Kernruhezeit im 
Passagierflugbetrieb Berücksichtigung finden.“ 

 
5. Auch in dem im Juli 2010 vereinbarten Koalitionsvertrag der neuen Landesregierung des 

Landes Nordrhein-Westfalen ist vereinbart, das vom Landtag beschlossene Verbot 
nächtlicher Passagierflüge am Flughafen Köln/Bonn zwischen 00:00 und 05:00 Uhr 
umsetzen und die notwendigen Schritte umgehend einzuleiten.  

 
6. Ein eventuelles Verbot nächtlichen Passagierflugverkehrs zwischen 00:00 und 05:00 Uhr 

findet seit langem in den Nachtflugbeschränkungen für den Flughafen Köln/Bonn 
Berücksichtigung: In der Nachtflugbeschränkung vom 26.08.1997 heißt es: 

 
„Nach jeweils 5 Jahren, erstmals im Jahre 2000, wird die Wirksamkeit der 
Lärmschutzmaßnahmen überprüft und festgestellt. Sollte sich der Nachtfluglärm nicht 
signifikant vermindert haben, werden – unter strikter Beachtung des 
Vertrauensschutzes für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Regelung am 
Flughafen Köln/Bonn operierende Luftfahrtunternehmen – zusätzliche aktive und 
passive Lärmschutzmaßnahmen zwingend erforderlich. Eine Verminderung des 
Nachtfluglärms liegt vor, wenn die Fläche des Gebiets kleiner wird, in dem zur 
Nachtzeit 6 Fluglärmereignisse im Freien mit einem Maximalpegel (LASmax) von 75 
dB(A) und mehr erreicht werden (sog. Nachtschutzgebiet).  
 
Der Vertrauensschutz gilt nicht für zusätzliche Lärmschutzmaßnahmen zwecks 
Einschränkung von Passagierflügen sowie des Einsatzes von Strahlflugzeugen mit 
einer höchstzulässigen Startmasse von mehr als 340 t im Frachtverkehr; die 
Notwendigkeit dieser Einschränkungen wird spätestens im Jahre 2000 überprüft. 
 
Darüber hinaus bleibt eine vorherige Änderung dieser Beschränkungen vorbehalten, 
wenn insbesondere neue umwelttechnische oder – rechtliche Rahmenbedingungen, wie 
z.B. veränderte gesetzliche Vorschriften oder Änderungen der Vorschriften über die 
Lärmzulassung von Luftfahrzeugen nach ICAO Annex 16, diese geboten erscheinen 
lassen.“ 
 

Die Nachtflugbeschränkungen wurde 2008 bis 2030 verlängert.  
 
7. Der Verkehrsflughafen Köln/Bonn ist der einzige Flughafen in der Bundesrepublik 

Deutschland, der seine Verkehrsspitze zur Nachtzeit hat. U.a. eine Studie zum 
Arzneimittelverbrauch im lärmbelasteten Flughafenumfeld lässt auf erhebliche 
gesundheitliche Auswirkungen des bestehenden Flugbetriebes während der Nachtzeit 
schließen (sog. Greiser-Studie).  
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II. 
 
Die beigefügte Neuregelung der Nachtflugbeschränkungen für die Kernruhezeit im 
Passagierflugverkehr (00:00 bis 05:00 Uhr) hat ihre Rechtsgrundlage in § 6 Abs. 2 des 
Luftverkehrsgesetzes i.V.m. Ziffer 11 Abs. 4 der geltenden Nachtflugbeschränkung vom 
26. August 1997 (dazu nachfolgend zu 1.). Es handelt sich um die derzeit einzige geeignete, 
erforderliche und im engeren Sinne verhältnismäßige Maßnahme, um den gesetzlichen 
Vorgaben zum Fluglärmschutz Rechnung zu tragen und die Gesundheitsbelastungen der 
Anwohnerinnen und Anwohner in der Umgebung des Flughafen Köln/Bonn zu mindern. 
Maßnahmen des passiven Schallschutzes sind nicht geeignet, den gesetzlichen Maßgaben 
ausreichend Rechnung zu tragen (dazu nachfolgend u 2.).  
 
1. Der Teilwiderruf der Betriebsgenehmigung des Flughafen Köln/Bonn wird auf § 6 Abs. 2 

LuftVG i.V.m. Ziffer 11 der geltenden Nachtflugbeschränkung gestützt.  
 

Nach § 6 Abs. 2 LuftVG ist eine luftverkehrsrechtliche Genehmigung zu versagen u.a. 
dann, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährdet wird. Ergäben sich später solche Tatsachen, kann die 
luftverkehrsrechtliche Genehmigung danach widerrufen werden.  
 
Die Genehmigung kann nach dem Wortlaut der Vorschrift (ganz oder teilweise) 
widerrufen werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird. Mit der klassisch polizeirechtlichen Bezugnahme 
auf die öffentliche Sicherheit oder Ordnung nimmt die Vorschrift die gesamte 
Rechtsordnung in Bezug, damit auch die nach der neueren Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts ein nächtliches Passagierflugverbot rechtfertigende Vorschrift 
des § 29 b Abs. 1 Satz 2 LuftVG. Die Tatbestandsalternative der Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung eröffnet hier die Widerrufsmöglichkeit.  
 
Der Betrieb des Flughafen Köln/Bonn, hier insbesondere der nächtliche Flugbetrieb, 
verstößt gegen § 29 b Abs. 1 Satz 2 LuftVG. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinen 
Urteilen zum Flughafen Leipzig vom 9. November 2006 und vom 24. Juli 2008 zu dieser 
Vorschrift u.a. ausgeführt, dass jeder nächtliche Flug für die Anwohnerinnen und 
Anwohner eines Flughafens eine zusätzliche Belastung bedeutet; jeder Flug der 
unterbleibt, eine Entlastung. Es kommt mithin für die Bewertung der nächtlichen 
Lärmbelastung nicht allein auf einen äquivalenten Dauerschallpegel an, sondern auch auf 
Anzahl und Höhe der Einzelschallpegel. Dabei bleiben die Anwohner grundsätzlich auch 
dann schutzbedürftig, wenn ihre Nachtruhe durch zugelassenen Frachtverkehr ohnehin 
gestört wird. Diesen Ausführungen ist zu entnehmen, dass die Belastung von 
Flughafenanwohnerinnen und -anwohnern mit nächtlichem Flugverkehr durch 
Frachtverkehr die Luftverkehrsbehörde nicht von der Prüfung entbindet, ob eine gewisse 
Entlastung der Anwohnerinnen und Anwohner dadurch erreicht werden kann, dass nicht 
zwingend erforderlicher Passagierverkehr während der Kernzeit der Nacht ausgeschlossen 
wird.  
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat weiter ausgeführt, dass Maßnahmen des passiven 
Schallschutzes allein den Vorgaben des § 29 b Abs. 1 Satz 2 LuftVG nicht Rechnung 
tragen, da Schutzgegenstand nicht allein der Nachtschlaf sondern die Nachtruhe sei. Die 
Nacht soll sich danach durch eine Lärmpause vom Tag unterscheiden.  
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Der Flughafen Köln/Bonn hat ausgerechnet in der gesetzlich durch § 29 b Abs. 1 Satz 2 
LuftVG als besonders schutzbedürftig anerkannten Nachtzeit eine Belastungsspitze. Hier 
steht insgesamt in Frage, ob sich die Lärmbelastung während der Nachtzeit noch von 
derjenigen während der Tagzeit durch eine (wenn auch möglicherweise nur tendenzielle) 
Lärmpause unterscheidet. Die Luftverkehrsbehörde sieht sich vor diesem Hintergrund 
gehalten, jede Möglichkeit zu prüfen, die nächtliche Lärmbelastung auf das 
geringstmögliche Maß zu senken, um auch für den Flughafen Köln/Bonn den gesetzlichen 
Anforderungen Genüge zu tun.  
 
Nach der verwaltungsgerichtlichen und sogar verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung 
steht der Luftverkehrsbehörde für diesen Zweck das Mittel des Teilwiderrufs der 
Betriebsgenehmigung zur Verfügung.  
 
Das Bundesverfassungsgericht stellt im Beschluss vom 4. Mai 2011 (- 1 BvR 1502/08 – 
S. 14 des Entscheidungsabdrucks) fest, dass ein (Teil-)Widerruf erteilter Genehmigungen 
oder Planfeststellungsbeschlüsse aus Gründen des Fluglärmschutzes grundsätzlich 
möglich ist und verweist insoweit auf eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
(Beschluss vom 26. Februar 2004 – 4 B 95/03 -) zum Flughafen Köln/Bonn. In der 
Vorinstanz zu dem Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 26. Februar 2004 
wiederrum hat das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Begründung seines (Teil-)Urteils vom 10. Juli 2003 (zum gerichtlichen Az.: 
20 D 78/00.AK – Entscheidungsabdruck S. 16) ausgeführt, dass die Duldungswirkung 
(aus der für den Flughafen Köln/Bonn gesetzlich fiktiv durch § 71 LuftVG angeordneten 
Duldungswirkung) die Befugnis der Luftfahrtbehörde unangetastet lässt, die Regelung des 
Flughafenbetriebs bei Vorliegen der Voraussetzungen von Amtswegen – regelmäßig im 
Wege des (Teil-)Widerrufs – einzuschränken, „etwa um den zulässigen Flugbetrieb den 
veränderten Verhältnissen anzupassen, wie es der Beklagte am Flughafen der 
Beigeladenen seit 1972 immer wieder praktiziert hat“.  
 
Der (Teil-)Widerruf von luftverkehrsrechtlichen Betriebsgenehmigungen Deutscher 
Verkehrsflughäfen ist denn auch jahrzehntelange Praxis der Bundesdeutschen 
Verkehrsbehörden.  
 
Für den Flughafen Köln/Bonn ist es Praxis der nordrheinwestfälischen 
Luftverkehrsbehörde seit dem Jahre 1972, Nachtflugbeschränkungen durch  
(Teil-)Widerruf der Betriebsgenehmigung anzuordnen und ständig zu überprüfen und zu 
ändern. Diese Praxis hat auch zur derzeit geltenden und bis 2030 verlängerten 
Nachtflugbeschränkung vom 26.08.1997 geführt, denn in dieser aktuell geltenden 
Nachtflugbeschränkung wird ausdrücklich ausgeführt, dass ein Vertrauensschutz nicht für 
zusätzliche Lärmschutzmaßnahmen zwecks Einschränkung von Passagierflügen gilt und 
dass die Notwendigkeit derartiger Einschränkungen überprüft wird. Darüber hinaus bleibt 
dort eine vorherige Änderung der Nachtflugbeschränkungen vorbehalten, wenn 
insbesondere neue umwelttechnische oder rechtliche Rahmenbedingungen, wie z.B. 
veränderte gesetzliche Vorschriften oder Änderungen der Vorschriften für die 
Lärmzulassung von Luftfahrzeugen nach ICAO Annex 16, diese geboten erscheinen 
lassen.  
 
Die oben angeführte Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur Auslegung der 
gesetzlichen Verpflichtung aus § 29 b Abs. 1 Satz 2 LuftVG lässt die Anpassung der 
Nachtflugbeschränkungen zwingend geboten erscheinen.  
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2. Mit der Anordnung eines Nachtflugverbots für Passagierflüge in der Kernzeit der Nacht 
zwischen 00:00 und 05:00 Uhr wird auf die Nachtruhe der Bevölkerung am Flughafen 
Köln/Bonn in nach § 29 b Abs. 1 Satz 2 LuftVG zwingend gebotenem Maße Rücksicht 
genommen. Insoweit haben die Interessen der Wohnbevölkerung in der Umgebung des 
Flughafens Köln/Bonn Vorrang und gegenüber den betrieblichen Interessen des 
Flughafenbetreibers und der Luftverkehrsgesellschaften an einer ungehinderten 
Ausnutzung der Flughafenkapazitäten auch für den Passagierflugverkehr während der sog. 
Nachtkernzeit.  
 
Dem steht insbesondere nicht der Vorrang sog. passiver Schallschutzmaßnahmen 
entgegen. Das Bundesverwaltungsgericht hat in den bereits angeführten Entscheidungen 
vom 9. November 2006 und 24. Juli 2008 zum Flughafen Leipzig/Halle klargestellt, dass 
Schutzgegenstand der Regelung des § 29 b Abs. 1 Satz 2 LuftVG nicht allein der 
Nachtschlaf ist, der möglicherweise durch passive Schallschutzmaßnahmen jedenfalls für 
„die Durchschnittsbevölkerung“ gewährleistet werden kann. Schutzgegenstand ist hier 
vielmehr auch die Nachtruhe. Die Nacht soll sich durch eine Lärmpause vom Tag 
unterscheiden. Am Flughafen Köln/Bonn ist dies bisher durch die sehr hohe Zahl von 
Nachtflügen im Vergleich zu der Zahl der Flüge tagsüber nicht (mehr) gewährleistet. 
Passive Schallschutzmaßnahmen sind nicht geeignet, diesem Missstand abzuhelfen. 
Insoweit kommen allein weitere Betriebsbeschränkungen als geeignete Maßnahmen in 
Betracht.  
 
Der Maßnahme steht auch nicht die Dominanz des nächtlichen Frachtverkehrs auch im 
Hinblick auf die davon ausgehenden Lärmbelastungen entgegen. Die Luftverkehrsbehörde 
verkennt dabei nicht, dass die nächtliche Lärmbelastung am Flughafen Köln/Bonn durch 
die Frachtflüge stark dominiert ist. Jedoch kann die – im Falle des Flughafen Köln/Bonn 
außerordentlich starke – Lärmbelastung durch nächtlichen Frachtverkehr einer 
Betriebsbeschränkung hinsichtlich des Passagierverkehrs nicht entgegengehalten werden. 
Denn für die nächtliche Fluglärmbelastung gilt, dass jeder Flug eine zusätzliche Belastung 
darstellt und jeder Flug, der unterbleibt, eine Entlastung. Die Flughafenanwohner bleiben 
auch dann schutzbedürftig, wenn ihre Nachtruhe durch zugelassenen Frachtverkehr 
ohnehin gestört wird. Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass die Entlastung der 
Flughafenanwohnerinnen und -anwohner durch ein nächtliches Passagierflugverbot 
zumindest für die Nachtkernzeit völlig ohne Bedeutung für deren Belastung ist, sodass die 
Maßnahme geboten ist, um den Vorgaben von § 29 b Abs. 1 Satz 2 LuftVG Rechnung zu 
tragen. Durch den Wegfall der Starts und Landungen im Passagierflugverkehr in der 
Kernzeit der Nacht kommt es in den sensibelsten Zeitsegmenten des Fluglärms zu einer 
Erhöhung der Zahl der Lärmpausen zwischen den Fluglärmereignissen des 
Frachtflugbetriebs und dadurch auch zu einer tendenziellen Entlastung der 
Anwohnerinnen und Anwohner.  
 
Die Maßnahme ist auch im Übrigen verhältnismäßig. Insbesondere konnten von den 
Einwendern im Rahmen der Anhörung zur Änderung der Nachtflugbeschränkungen kein 
standortspezifischer Nachtflugbedarf für den Passagierflugbetrieb am Flughafen 
Köln/Bonn nachgewiesen werden. Gegenüber den betroffenen öffentlichen und privaten 
Belangen, einschließlich der Forderung nach dem Erhalt einer Ausweichfunktion für 
verspäteten oder verfrühten Nachtflug, erweist sich das angeordnete Passagierflugverbot 
im Hinblick auf den damit verfolgten Zweck des Schutzes der Nachtruhe der Bevölkerung 
am Flughafen Köln/Bonn als geeignet, erforderlich und unter Berücksichtigung 
insbesondere der Interessen des Flughafenbetreibers und der ansässigen 
Luftverkehrsunternehmen als angemessen. Das gilt auch mit Blick auf die wirtschaftlichen 
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und betrieblichen Folgen, die mit der Anordnung des Nachtflugverbots für die betroffenen 
Unternehmen verbunden sind. Die wirtschaftlichen Folgen der Ausweitung der 
Nachtflugbeschränkungen sind gering.  
 
Die wirtschaftlichen Interessen von Flughafenbetreiber und Luftverkehrsunternehmen am 
nächtlichen Passagierflugverkehr während der Kernruhezeit der Nacht müssen hinter den 
Interessen der Bevölkerung an einem Schutz vor weiterem Nachtfluglärm insbesondere 
vor dem Hintergrund der gesetzlichen Vorgabe des § 29 b Abs. 1 Satz 2 LuftVG 
zurücktreten. 
 
Dies gilt umso mehr, als mit der frühzeitigen und außergewöhnlich langen Verlängerung 
der Nachtflugbestimmungen für den Flughafen Köln/Bonn sowohl der 
Flughafengesellschaft als auch den betroffenen Luftverkehrsunternehmen in besonderem 
Umfang Vertrauensschutz für die Durchführung des Nachtflugverkehrs in den 
kommenden Jahren und sogar Jahrzehnten gewährt wurde.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
…………………………... 
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Datum: 

27.04.15 
 

Verfasser: Ph 
Telefon: -45 

 

 
 
 
 
Ort: Hennef Datum: 21.04.2015 Uhrzeit:  17:00-18:45 
  
Thema: 1. Klimaschutzbeirat Hennef 
    

Teilnehmer: Klaus Pipke Stadt Hennef, Bürgermeister  
 Ingo Teusch Rhein-Sieg Netz  
 Dr. Andreas Sasse SPD Fraktion  
 Regina Osterhaus-Ehm Agenda 21 der Stadt Hennef e.V. 
 Stefan Engelberth RWE Deutschland AG  
 Michael Marx FDP Fraktion  
 Gertraud Wittmer Stadt Hennef, Planungsamt  
 Dominique Müller-Grote Stadt Hennef, Öffentlichkeitsarbeit, Pressesprecher 
 Reiner Narres Stadtbetrieb Hennef  
 Theo Walterscheid CDU Fraktion  
 Roland Stenzel Stadtbetrieb Hennef AOR  
 Rüdiger Wiegel Stadtbetrieb Hennef AOR  
 Anke Trockfeld  Stadt Hennef, Amt für Steuerungsunterstützung 
 Daniela Schall Stadt Hennef, Amt für Steuerungsunterstützung 
 Matthias Ecke Bündnis 90/ Die Grünen  
 Jörn Lohmann Stadt Hennef, Umweltamt  
 Hans Janser Die Unabhängigen  
 Johannes Oppermann Stadt Hennef, Umweltamt  
 Helene Püllen Gertec GmbH Ingenieurgesellschaft 
    
    

Verteiler: wie Teilnehmer, zusätzlich verhinderte Beiratsmitglieder 

 

Nr. Besprechungspunkt Bemerkung 

1 Begrüßung durch Bürgermeister Pipke 

Bürgermeister Pipke begrüßt alle Anwesenden und leitet inhaltlich in den Abend ein. Er 
berichtet von der Vorgeschichte des Klimaschutzkonzeptes, bis zur Vergabe des Auftrags zur 
Erstellung des Klimaschutzkonzeptes, nennt inhaltlichen Schwerpunkte des 
Klimaschutzkonzeptes und macht sehr deutlich, dass Klimaschutz eine gesellschaftliche 
Aufgabe ist, der sich auch die Stadt Hennef stellen will. 

Frau Püllen von der Firma Gertec übernimmt die Moderation. 

 

2 Aufnahme eines Fotos 

Im Anschluss an die Begrüßung wird von allen Teilnehmern ein Gruppenfoto vorm 
Haupteingang des Rathauses aufgenommen. Dieses soll genutzt werden, um den offiziellen 
Beginn der Konzepterarbeitung öffentlich zu kommunizieren. 

 

3 Vorstellungsrunde 

Nach der Erläuterung der vorgesehenen Tagesordnung werden die Teilnehmer gebeten, 
sich vorzustellen, sowie ihre Funktion/Institution, ihr Interesse am Thema Klimaschutz und 
ihre Erwartungen an die Arbeit des Beirats zu nennen. 

Einige Teilnehmer haben keine spezielle Erwartung an den Beirat oder das Konzept und 
wollen erst einmal schauen, wohin sich das Projekt Klimaschutzkonzept entwickelt, stehen 
diesem und seinen Themenfeldern jedoch offen gegenüber. Andere haben sehr spezielle 
Vorstellungen und Erwartungen sowie erste Ideen. Folgende Erwartungen und Ideen 

 

Gertec GmbH 
Ingenieurgesellschaft 
Martin-Kremmer-Straße 12  
45327 Essen 
Telefon 0201 / 2 45 64-0  
Telefax 0201 / 2 45 64-20 
E-Mail: info@gertec.de  
web: www.gertec.de  

mailto:info@gertec.de
http://www.gertec.de/
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wurden bereits in der Vorstellungsrunde genannt: 

- Nachhaltigkeit ist ein wichtiges Thema, es geht darum, den Ressourcenverbrauch 
zu minimieren 

- Es soll über den eigenen Tellerrand hinausgeschaut werden 

- Erfahrungen aus der eigenen Arbeit in die Konzepterstellung einbringen, aber auch 
Ideen für die eigene Arbeit mitnehmen 

- Hoffnung auf Erhöhung der Akzeptanz des Konzeptes durch die Begleitung mit 
dem Beirat 

- Umsetzbarkeit der zu entwickelnden Maßnahmen gewährleisten 

- Maßnahmen sollen akzeptabel sein 

- Es sollen neue Ideen im Rahmen der Bürgerbeteiligung entwickelt werden 

- Maßnahmen sollen realitätsnah und umsetzungsorientiert sein 

- Wünschenswert wäre eine bessere Aufklärung von Bürgern zu Themen wie 
Energieeffizienz und Erneuerbare Energien 

- Klimaschutz soll selbstverständlich werden 

- Es geht um Verantwortung 

- Klimaverträglichkeit soll in Entscheidungen der Stadtverwaltung einfließen 

- Hochwasserschutz ist ein wichtiges Thema 

4 Einführungsvortrag Helene Püllen 

Nach der kurzen Vorstellung der Firma Gertec stellt Frau Püllen die Bausteine des 
Klimaschutzkonzeptes der Stadt Hennef und die bisherigen Ergebnisse der 
Konzepterstellung vor. 

Das Klimaschutzkonzept besteht den Anforderungen des Fördermittelgebers gemäß aus 
sechs Bausteinen: 

- Erstellung einer stadtweiten Energie- und CO2-Bilanz 

- Sektorspezifische Ermittlung von CO2-Minderungspotenzialen 

- Prozess für Partizipative Maßnahmenentwicklung 

- Erstellung eines Maßnahmenprogramms mit Prioritäten 

- Konzept für Fortschreibung und Erfolgsbilanzierung 

- Umsetzungskonzept mit Netzwerkbildung und Öffentlichkeitsarbeit. 

Das Klimaschutzkonzept soll u. a. der Schaffung einer strategischen 
Entscheidungsgrundlage und Planungshilfe für den Klimaschutzprozess der Stadt Hennef 
der nahen bis mittleren Zukunft dienen. 

Erste Ergebnisse liegen für die Energie- und CO2-Bilanz, den bisherigen Stand 
klimaschutzrelevanter Aktivitäten der Stadtverwaltung Hennef sowie  den Bereich der 
partizipativen Maßnahmenentwicklung (erste Ideen aus Expertengesprächen mit Akteuren 
aus dem Stadtgebiet) vor. Diese sind der beigefügten Präsentation zu entnehmen. 

Ein Alleinstellungsmerkmal erhält das Klimaschutzkonzept der Stadt Hennef durch die 
besondere Breite des geplanten partizipativen Prozesses. Neben vier Workshopreihen zu 
den Themenfeldern Energieeffizienz in Gewerbe, Handel und Dienstleistung, Mobilität, 
Energieeffizienz im privaten Gebäudestand und Kommune als Vorbild mit jeweils drei 
Terminen sind mehr als 10 Expertengespräche, mehrere verwaltungsinterne Mikro-
Workshops und ein Klimacafé für die breite Öffentlichkeit geplant. 

Alle entwickelten Maßnahmen werden mindestens hinsichtlich ihrer erwarteten CO2-
Minderung, ihres Kosten- und Personalaufwandes, fakultativ auch hinsichtlich eines 
geplanten Kosten-Nutzenaufwandes oder der erwarteten lokalen/regionalen Wertschöpfung 
bewertet (noch festzulegen). Anhand dieser Kriterien kann eine Priorisierung der 
Maßnahmen erfolgen. 

Für jede Maßnahmen wird darüber hinaus ein Erfolgsindikator festgelegt und beschrieben, 
wie dieser überprüft werden kann. 

 

5 Rolle und Aufgabe des Beirats 

Der Beirat dient dazu, Akteure, Entscheidungsträger und Multiplikatoren in die 
Konzepterstellung einzubeziehen. Er begleitet den Prozess, bringt Ideen ein und nimmt eine 
sachliche und inhaltliche Prüfung von Zwischenergebnissen vor. Zum Schluss der 
Maßnahmenentwicklung wird er die Priorisierung der Maßnahmen vornehmen und so eine 
Empfehlung abgeben, mit welchen Aufgaben die Stadt Hennef beginnen soll. 

Im Rahmen der Diskussion wird die Arbeit des Beirats näher bestimmt. Er möchte zunächst 
keine Ideen sammeln, sondern dies den Workshops überlassen (an denen die 
Beiratsmitglieder selbstverständlich teilnehmen können), in denen ausreichen 
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Fachkompetenz versammelt sein wird. Durch Übersenden der Protokolle der Workshops an 
die Beiratsmitglieder können diese sich mit den gesammelten Ideen auseinandersetzen und 
diese im Beirat besprechen. Diese Ergebnisse wiederum können in den folgenden 
Workshop-Termin zurückgespiegelt werden. Dabei sollte konstruktiv und nicht restriktiv 
gearbeitet werden. 

Da der jeweils erste Workshop-Termin einer Reihe der inhaltlichen Entwicklung der weiteren 
Termine dienen soll und im ersten Termin mit wenigen inhaltlichen Ergebnissen gerechnet 
wird, soll der nächste Beirat nach der zweiten Workshoprunde stattfinden. 

6 Sonstiges 

- Es wird vorgeschlagen, einen analogen Dokumentations-Ordner zu erstellen, und 
diesen an ein oder zwei öffentlichen Orten auszulegen (z. B. Rathaus, Bibliothek). 
Dort können die öffentlichen Protokolle eingesehen werden. 

- Ebenfalls wird überlegt, eine elektronische Dokumentation des Prozesses 
vorzunehmen, und über die Homepage der Stadt Hennef Protokolle, 
Präsentationen und sonstige Ergebnisse und Informationen zu verbreiten. 

- Sinn und Zweck eines Klimaschutzmanagers wird rege diskutiert. Die Entscheidung 
über die befristete Einstellung fällt im Endeffekt der Fachausschuss/der Rat. Im 
Rahmen des Beirats wird zunächst regulär das Projekt bearbeitet, um zum Schluss 
zu bewerten, wie hoch der zeitliche und/oder finanzielle Aufwand ist, der aus den 
entwickelten Maßnahmen resultiert und ob die Stadt Hennef diesen Aufwand mit 
den vorhandenen Ressourcen bewältigen kann. 

 

7 Weiteres Vorgehen/Termine 

Der nächste Beiratstermin wird nach der zweiten Workshoprunde, zwischen Sommer- und 
Herbstferien stattfinden. 

Alle Beiratsmitglieder sind einverstanden, dass die weiteren Einladungen nur noch 
elektronisch erfolgen. 

 

 

Aufgestellt   

Helene Püllen   
   
Gertec GmbH 
Ingenieurgesellschaft 
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